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Abkiirzungsverzeichnis

EFTA Européische Freihandelsassoziation

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Europaische Union

I\ Invalidenversicherung

EU-8 Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische
Republik, Ungarn

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

EDA Eidgendssisches Departement flr auswartige Angelegenheiten

EU-17 Deutschland, Osterreich, Italien, Griechenland, Spanien, Portugal,
Frankreich, Belgien, Luxemburg, Niederlande, Grof3britannien, Irland,
Danemark, Finnland, Schweden plus zwei zusétzliche Lander: Zypern und
Malta, oder Norwegen und Schweiz

SDA Schweizerische Depeschenagentur AG

SSV Schweizer Schiesssportverband

AELE Association européenne de libre-échange

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

Al Assurance-invalidité

UE-8 Estonie, Lettonie, Lituanie, Pologne, Slovaquie, Slovénie, République
tcheéque, Hongrie

EEE I'Espace économique européen

DFAE Département fédéral des affaires étrangéres

UE-17 Allemagne, Belgique, France, Italie, Luxembourg, Pays-Bas, Danemark,
Irlande, Royaume-Uni, Grece, Espagne, Portugal, Autriche, Finlande et
Suede plus deux pays supplémentaire: Chypre et Malte ou Norvege et
Suisse

ATS Agence Télégraphique Suisse SA

FST Fédération sportive suisse de tir
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2015
MARC BUHLMANN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.12.2016
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Im  Wahljahr stiessen die 1.-August-Ansprachen von Bundesrdten und
Parteiprasidenten auf grossere mediale Resonanz. Dabei schlugen die Vertreter der
Parteien lautere Téne an und richteten ihre Festreden thematisch anders aus als die
Regierungsmitglieder. So warnte etwa SVP-Parteiprésident Toni Brunner vor der
Zuwanderung, die noch immer nicht gestoppt worden sei. SP-Prasident Christian Levrat
warf der SVP Polemik und Niveaulosigkeit vor und rief dazu auf, Menschen in Not
aufzunehmen. Christophe Darbellay - Prasident der CVP - warnte vor "Brandstiftern”,
die Panik schurten, obwohl die Integration von Einwanderinnen und Einwandern trotz
einigen Problemen gut funktioniere. Auch BDP-Prasident Martin Landolt sprach sich fur
eine Aufnahme von Zuflucht suchenden Menschen aus. Das seien nicht einfach
Wirtschaftsfllichtlinge, sondern Menschen, die per Geburt weniger privilegiert seien als
Schweizerinnen und Schweizer.

Die Bundesratinnen und Bundesrate betonten derweil eher die Europapolitik. In ihrer
Radioansprache und ihrer Festrede auf dem Rutli betonte Bundesprasidentin
Simonetta Sommaruga, dass die anstehenden Weichenstellungen mit Europa nur mit
einer l6sungsorientierten politischen Kultur bewaltigt werden kénnten. Auch Eveline
Widmer-Schlumpf betonte bei ihrer Festrede in Titterten (BL), dass schrille Téne in der
Politik nicht zu Lésungen fuhrten. Leider werde die Kultur des Ausgleichs von einigen
immer starker aufs Spiel gesetzt. Die wirtschaftliche Bedeutung der Zusammenarbeit
mit der EU wurde von Doris Leuthard in Ottenbach (ZH) und Zurzach (AG) betont. Als
einzige Magistratin sprach sie auch die Fluchtlingspolitik an: Die Schweiz kénne im
Bewusstsein ihrer humanitaren Tradition mehr tun als andere Lander. Die Wirtschaft
war Thema von Johann Schneider-Ammanns Rede. Auch der Wirtschaftsminister, der
ebenfalls im Kanton Basel-Landschaft, in Allschwil und in Windisch (AG), auftrat,
betonte dabei die Bedeutung der Zusammenarbeit mit Europa. Einer Starkung des
inneren Zusammenhaltes redeten Didier Burkhalter (in Zirich und in Sumiswald, BE)
und Alain Berset (in Lindau, ZH) das Wort - Berset war der einzige Regierungsvertreter,
der zudem auch noch eine Ansprache in der Romandie hielt (in Sierre, VS): Die
Masseneinwanderungsinitiative scheine die Schweiz gespalten zu haben; trotz
wachsender kultureller Vielfalt musse die Gesellschaft aber zusammengehalten werden.
Einzig Ueli Maurer warnte in Grosswangen (LU) und Nottwil (LU) vor einem engeren
Anschluss an die EU und lobte auch bezugnehmend auf die Geschichte der
Eidgenossenschaft den bewahrten Weg der Unabhangigkeit.

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Im Nachgang einer Recherche der SDA fiel das Schlaglicht der 6ffentlichen Debatte im
Februar 2016 plétzlich auf die schon seit Monaten geplante Verscharfung des EU-
Waffenrechts. Als Reaktion auf die Terroranschlage von Paris im vergangenen Jahr solle
mit der Einschrankung des Waffenbesitzes und -handels nun verhindert werden, «dass
Waffen in die Hande von Terroristen fallen», wie EU-Kommissionsprasident Jean-
Claude Juncker von der NZZ zitiert wurde. Sofern die Richtlinie tatsachlich zustande
kommt, muss die Schweiz als Schengen-Vertragsstaat diese Ubernehmen, um ihre
Mitgliedschaft im Schengener und damit verbunden auch im Dubliner Abkommen nicht
zu geféhrden. Dies erlduterte der Bundesrat in seiner Antwort auf eine entsprechende
Interpellation Ruiz (sp, VD; Ip. 15.4199). Die Schweiz sei jedoch in der zustédndigen
Expertengruppe des Ministerrates vertreten, wenn auch ohne formales Stimmrecht und
nur mit beratender Funktion, was eine gewisse Einflussnahme ermdogliche. Von der
Kommission vorgesehen sind unter anderem strengere Registrierungspflichten, ein
Verbot des Onlinehandels von Waffen und Munition, strengere Regeln fur unbrauchbar
gemachte Waffen, ein Bedlrfnisnachweis - sei es als Jager, Sportschitze oder Sammler
- und eine medizinische Untersuchung als Vorbedingungen fur den
Waffenerwerbsschein sowie ein Verbot von zivilen halbautomatischen Feuerwaffen, die
wie vollautomatische Kriegswaffen aussehen. Diese werden von der EU nicht nur wegen
des relativ leicht mdglichen Umbaus zu vollautomatischen Waffen, sondern auch
aufgrund ihrer hohen Munitionskapazitat als sehr gefahrlich angesehen. Waffen
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ebendieser Kategorie kommen im ausserdienstlichen Schiesswesen in der Schweiz
jedoch zu breitem Einsatz. Die verscharften Regeln liessen es in der Folge auch nicht
mehr zu, dass Armeeangehdrige Ordonnanzwaffen nach dem Ende der Dienstpflicht mit
nach Hause nehmen.

So liess denn auch die Kritik aus dem Umfeld der Waffenlobby nicht lange auf sich
warten. Dora Andres, Prasidentin des Schweizerischen Schiesssportverbandes (SSV),
erkléarte in den Medien, der SSV lehne die Vorschlédge der Europaischen Kommission
vollumfanglich ab. Die Schweiz brauche kein schérferes Waffenrecht und nétigenfalls
werde man dagegen politisch aktiv werden. Mit rund 133'000 Mitgliedern wére der SSV
problemlos referendumsfahig. Schutzenhilfe erhielt Andres auch von burgerlichen
Politikerinnen und Politikern, darunter CVP-Président Christophe Darbellay (VS),
welcher die vorgesehenen Regeln gegentuber dem Sonntags-Blick als «nicht
kompatibel» mit dem schweizerischen Schitzenwesen und der Milizarmee
bezeichnete. FDP-Nationalrdtin Corina Eichenberger (AG) erachtete gegenlber der
Aargauer Zeitung eine Verscharfung des Waffenrechts als schlicht nicht in der Lage,
mehr Sicherheit zu garantieren; es sei ein «Irrglaube», dass mit strengeren Regeln der
kriminelle Waffenmissbrauch verhindert werden kénne. Die Milizarmee und die
Armeewaffen zu Hause seien sogar Teil der «schweizerischen DNA», liess sie im
Sonntags-Blick verlauten.

Im Marz 2016 gab Bundesratin Simonetta Sommaruga nach einem Treffen der EU-
Innenminister erste Entwarnung: «Die EU wird der Schweiz das Sturmgewehr nicht
verbieten», wurde sie in der Presse zitiert. Neben der Schweiz hatten sich auch andere
EU-Lander, darunter v.a. baltische und nordische Staaten mit Schitzen- und
Jagertradition, gegen zu zentralistische Verscharfungen gewehrt. In der Folge
verabschiedete der Rat der Innenminister Mitte Juni einen entschérften Entwurf mit
einer eigens auf die Schweiz zugeschnittenen Ausnahmebestimmung. Diese
«Schutzklausel fur das Schweizer Sturmgewehr» (Tages-Anzeiger) ermoglicht es
Schweizer Armeeangehdrigen weiterhin, die Waffe nach Ende der Dienstpflicht zu
behalten. Bedingungen dafur sind allerdings die Mitgliedschaft in einem
Schutzenverein, der Nachweis von jahrlichen Schiesslibungen sowie die regelmassige
medizinische und psychologische Beurteilung des Waffenbesitzers.

Ebendiese Bedingungen waren es denn auch, welche die Freude Uber den Schweizer
Verhandlungserfolg zumindest auf Seiten der Waffenlobby erheblich tribten. So
schrieb die Basler Zeitung weiterhin von der «Entwaffnung Hunderttausender
Schweizer Burgerinnen und Blrger»; alle seien auf die Entwarnung Sommarugas
hereingefallen, denn durch die von der breiten Offentlichkeit kaum wahrgenommenen
Bedingungen wirden «unbescholtene Schweizerinnen und Schweizer, die eine Waffe
besitzen», kriminalisiert und «der Grundsatz, wonach der Staat seinen Blrgern so lange
vertraut, bis ihnen eine Straftat bewiesen werden kann, [...] ausgehebelt». Stattdessen
mussten ehemalige Soldaten nun beweisen, «dass sie keine Gewalttater sein wollen>».
Nicht zuletzt sah sie darin Uber Umwege die Umsetzung der 2011 abgelehnten Initiative
gegen Waffengewalt. Auch blrgerliche Parlamentarierinnen und Parlamentarier tbten
abermals Kritik an der Richtlinie und nun insbesondere an den Bedingungen im
«Schweizer Paragraphen». Von einer «schlimmeln] Einmischung in die Schweizer
Gesetzgebung» (Walter Mdller, fdp, SG) und der Gefdhrdung der Souverénitat der
Schweiz (Adrian Amstutz, svp, BE) war die Rede. Die Urteile Uber die Richtlinie im
Allgemeinen wie auch Uber die medizinisch-psychologischen Tests im Besonderen
reichten von «inakzeptabel und lacherlich» (Yannick Buttet, cvp, VS) bis zu «absurd»
(Dora Andres, SSV). Der neue CVP-Président Gerhard Pfister (ZG) forderte von
Bundesratin Sommaruga gar eine Erklarung und allfallige Nachverhandlungen in Brussel.
Der SVP-Nationalrat und Prasident des Berner Schltzenverbandes Werner Salzmann
reichte indes Ende September eine Motion mit dem Titel «Wir lassen uns nicht durch
die EU entwaffnen!» ein. Dem Vorstoss zufolge sollte die Schweiz gemeinsam mit jenen
EU-Staaten, die dem neuen Waffenrecht ebenfalls kritisch gegenutberstehen, die
«unannehmbaren Anderungen» bekampfen.

Im Dezember 2016 einigten sich Vertreter der EU-Mitgliedstaaten, der Européischen
Kommission und des Europaischen Parlaments auf eine Fassung der Waffenrichtlinie,
Uber die als nachstes das Européaische Parlament befinden wird. Unterdessen war es
der europaischen Waffenlobby gelungen, die Vorlage weiter abzuschwachen. So sieht
der Antrag zuhanden des Europaischen Parlaments kein Verbot halbautomatischer
Waffen mehr vor, sondern lediglich Einschrankungen betreffend den Verkauf und die
maximale Patronenzahl. Den Mitgliedstaaten ist es nun ausserdem freigestellt, ob fur
den Waffenerwerb medizinisch-psychologische Tests erforderlich sind oder nicht. Bei
der Uberfiihrung in nationales Recht bietet die Richtlinie daher einen gewissen
Spielraum. Was jedoch geblieben ist, sind die Mitgliedschaft in einem Schitzenverein
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WAHLGESCHAFT
DATUM: 20.09.2017
MARC BUHLMANN

und die regelmassige Teilnahme an Schiessanlassen als Voraussetzungen, damit
Schweizer Armeeangehérige das Sturmgewehr behalten durfen. Diese Punkte waren im
ausgehenden 2016 denn auch die meistkritisierten, denn mit Vereinspflicht und
Schiesszwang wolle die EU die Freiheit und Selbstbestimmung der Schweizer
beschréanken, zeigte sich Werner Salzmann gegenuber der Luzerner Zeitung besorgt. Mit
mehr Dramatik bezeichnete Jean-Luc Addor (VS), SVP-Nationalrat und Vizepréasident
von ProTell, die Schusswaffe als «das Symbol des freien Mannes» und die Reform daher
als unverhaltnismassig. ProTell kiindigte bereits das Referendum an; man toleriere keine
Verschéarfung des Schweizer Waffenrechts. Auch ein Ausschluss aus Schengen/Dublin
wlrde gemaéss diversen Zeitungsberichten von der Waffenlobby damit bewusst in Kauf
genommen. ?

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Ziemlich Uberraschend - sogar flr seine eigene Partei - gab Didier Burkhalter Mitte
Juni 2017 seinen Riicktritt bekannt. Nach acht Jahren im Bundesrat - zwei Jahre als
Innen- und sechs Jahre als Aussenminister - und vorher sechs Jahren im Nationalrat
habe er das Bedlrfnis, etwas anderes zu machen: ,J'ai ressenti le besoin de changer de
vie”. In den Medien war Burkhalter seit einiger Zeit zwar als etwas amtsmude dargestellt
worden - insbesondere seine haufige Absenz in Bundesbern und der Umstand, dass er
lieber von Neuenburg aus arbeite, wurden moniert -, zudem habe er zunehmend den
Ruckhalt fur das Europadossier verloren, der Rucktritt war aber doch nicht erwartet
worden. Insbesondere auch, weil er wenige Tage vor einer EU-Standortbestimmung im
Bundesrat erfolgte. Der Zeitpunkt des Rucktritts wurde denn auch als &usserst
unglinstig bezeichnet, weil die Regierung dadurch aussenpolitisch wahrend Monaten
gelahmt sei, so etwa die Reaktion von CVP-Prasident Gerhard Pfister.

Die Bilanz zu Burkhalters Wirken, die in den Medien im Anschluss an die
Rucktrittserklarung gezogen wurde, war gemischt. Burkhalter sei ein guter Bundesrat
gewesen, ,weltoffen und weltfremd zugleich” so etwa die BaZ. Zwar habe Burkhalter auf
dem internationalen Parkett brilliert - von praktisch allen Medienbeitragen erwahnt
wurde immer wieder seine Rolle als Vorsitzender der OSZE in der Ukraine-Krise -, in
der Innen- bzw. Europapolitik habe er sich aber immer wieder selbst ins Abseits
gestellt. Die Erwartungen, die man in ihn gesetzt habe, etwa als Gegenspieler von
Christoph Blocher das Rahmenabkommen mit der EU abzuschliessen, habe er nicht
erfullt. Dass das EU-Dossier an einem toten Punkt angelangt sei, sei .le gros point noir
de son bilan”, schlussfolgerte die Tribune de Geneve. Darliber hinaus habe er sich von
seiner Partei immer mehr distanziert. Als Westschweizer Liberaler habe er eine Mitte-
Links-Politik priorisiert, was ihm in der Partei angekreidet worden sei, so die NZZ. Als
Indiz fUr das schlechte Verhaltnis zwischen Partei und Magistrat wurde der Umstand
gedeutet, dass die FDP erst rund zwei Stunden vor der Anklndigung vom Rucktritt in
Kenntnis gesetzt worden sei. Vor allem von rechtsbirgerlicher Seite wurde der Vorwurf
immer lauter, dass Burkhalter daran schuld sei, dass sich die SVP-FDP-Mehrheit in der
Exekutive nicht deutlicher zeige.

Bereits am Tag der Rucktrittsmeldung stellten die Medien Spekulationen bezuglich
potenzieller Nachfolger an. Gute Karten habe vor allem Ignazio Cassis, der aktuelle
Fraktionsprasident der FDP, da der Anspruch des Kantons Tessin, nach 1999 wieder
einen Sitz in der Regierung zu haben, kaum mehr umgangen werden kénne und die
Westschweiz auch mit nur noch zwei Magistraten adaquat vertreten sei. Werde der Sitz
jetzt nicht dem Tessin zugesprochen, wirden wohl weitere 10 Jahre vergehen, bis es
eine neue Chance gabe, rechnete Ex-FDP-Prasident Fulvio Pelli vor. Neben Cassis
wurden auch dem Tessiner Staatsrat Christian Vitta und der ehemaligen National- und
Staatsratin Laura Sadis sowie Karin Keller-Sutter und Martin Schmid als Vertreterin oder
Vertreter der Ostschweiz, die ebenfalls seit langerem Anspruch auf einen
Bundesratssitz erhebt, gute Chancen eingerédumt. Die Romandie sei aber nicht zum
Vornherein auszuschliessen, weil die Freisinnig-Liberalen in der Westschweiz deutlich
auf dem Vormarsch seien. Den verlorenen Sitz werde die franzdsische Schweiz wohl
nicht kampflos preisgeben, war in den Medien zu lesen. Aus der Westschweiz fielen
denn auch rasch die Namen des Genfer Regierungsrats Pierre Maudet und des
Nationalrats Christian LlUscher. Die beiden Waadtlander Staatsrate Jacqueline de
Quattro und Pascal Broulis, aber auch Nationalratin Isabelle Moret und Stéanderat Olivier
Francais wurden trotz ihres Handicaps, wie bereits Guy Parmelin aus dem Kanton
Waadt zu stammen, ebenfalls als valable Kandidatinnen und Kandidaten auf das sich
drehende Karussell gesetzt. Auch der Name Raphaél Comte wurde flir den Kanton
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Neuenburg ins Spiel gebracht.

Dass die FDP einen Anspruch auf einen zweiten Bundesratssitz hat, war kaum
umstritten. Die Parteileitung machte rasch klar, dass es sich beim Nachfolger von
Burkhalter um einen ,Lateiner” handeln soll - ob Tessiner oder Romand liess man
bewusst offen. Die FDP-Frauen, die seit 1989 keine Vertretung mehr in der
Landesregierung gehabt hatten, forderten per Kommuniqué bei dieser oder spatestens
der néchsten Vakanz eine Bundesréatin. Auch die Grinen verlangten, dass die FDP eine
Frau portiere. Die SVP forderte einen Kandidaten mit klar burgerlichem Profil. Die
Mitte-Rechts-Mehrheit musse jetzt endlich auch im Bundesrat durchgesetzt werden.
Die FDP machte frih deutlich, dass man sicher kein Einerticket prasentieren wolle. Bis
Mitte August hatten die Kantonalsektionen Zeit, Vorschlage zu machen. Die Fraktion
wollte sich dann Anfang September entscheiden.

Die Tessiner Kantonalsektion portierte - nach langer Diskussion, ob man ein Einer-
oder ein Zweierticket prasentieren wolle - am 1. August einzig Ignazio Cassis. Sowohl
Sadis als auch Vitta sagten Cassis ihre Unterstitzung zu. Obwohl Sadis sowohl die
Anspruche aus dem Tessin, als auch der Frauenvertretung hatte erfullen kénnen, wurde
sie nicht bericksichtigt. Vor allem ihre (zu) lange Absenz von der (nationalen) Politik
durfte hierfur mitentscheidend gewesen sein. Mit nur einem Kandidaten aus dem
Tessin wirde zudem das Risiko von Stimmenaufteilung minimiert, so die kantonale
Parteileitung. Das Einerticket wurde auch als Referenz an die Romandie interpretiert;
der Weg sei jetzt offen, um eine Frau aus der Romandie zu portieren. Die Frauenfrage
wurde auch deshalb noch virulenter, weil Doris Leuthard ebenfalls am 1. August ihren
Rucktritt ankindigte. Als Kandidatinnen aus der Romandie gerieten insbesondere
Isabelle Moret und Jacqueline de Quattro in den Fokus. Der zweite offizielle Kandidat
war dann allerdings doch wieder ein Mann: Am 8. August wurde Pierre Maudet von der
Genfer Kantonalsektion einstimmig auf den Schild gehoben. Der Genfer Regierungsrat
rechnete sich zwar nur geringe Chancen aus, wollte aber mit Jugend, Modernitat und
Urbanitét punkten. Der zweite, lange ebenfalls als Kandidat gehandelte Genfer,
Christian Luscher, hatte sich kurz zuvor aus persdnlichen Griunden selber aus dem
Rennen genommen und eine Lanze fUr seinen jlingeren Genfer Parteikollegen
gebrochen. Komplizierter gestaltete sich die offizielle Nominierung der dritten
potenziellen Kandidatin. In der Presse wurde ein parteiinterner Zwist Uber und
zwischen den drei Papabili der FDP-Sektion Waadt vermutet. Jacqueline de Quattro
und Olivier Francais zogen sich dann allerdings zurtick, um den Platz fur Isabelle Moret
frei zu machen, die sich zwar erst spat - und spater als die beide anderen - flr eine
Kandidatur entschieden hatte, am 10. August von ihrer Kantonalsektion aber als einzige
Kandidatin aufgestellt wurde.

Nach Ablauf der Meldefrist standen also drei Kandidierende aus drei Kantonen fest.
Sofort gingen die Spekulationen los, ob die FDP ein Zweierticket oder ein Dreierticket
aufstellen wirde. Dabei schien klar, dass Cassis gesetzt war, folglich entweder nur
gegen Moret oder aber gegen Moret und Maudet antreten wurde. Der Umstand, dass
Moret zwar aus dem Kanton Waadt kommt, die FDP aber nicht auf eine mogliche
Frauenvertretung verzichten konnte, sowie der umtriebige ,Wahlkampf” von Maudet -
der Blick sprach von schlechten Karten, die der Genfer aber brillant spiele — waren wohl
die Hauptgrinde fur das Dreierticket, das die FDP-Fraktion offiziell am 1. September
aufstellte. Das .tricket” (LT), das in der Fraktion knapp mit 22 zu 19 Stimmen
beschlossen worden sei, stosse niemanden vor den Kopf, sei aber auch der Weg des
geringsten Widerstands (NZZ) und ein klarer Etappensieg flur Maudet (BaZ). Das
Dreierticket wurde auch als gute Kunde fir den Favoriten Cassis gewertet, dessen
Chancen sich dadurch noch weiter erhéhten, weil sich die Stimmen seiner Gegner
aufteilen durften.

Die Kandidatin und die beiden Kandidaten wurden in der Presse unterschiedlich
portratiert. Cassis galt von Anfang an als eigentlicher Kronfavorit. Einziges Manko des in
Bundesbern bestens vernetzten Tessiner Arztes sei seine mit der Prasidentschaft beim
Krankenkassenverband Curafutura verbundene N&he zu den Krankenkassen.
Insbesondere der Lega, aber auch der SP, war dieses Amt von ,Krankencassis” (SGT, So-
Bli, TA, WW) ein Dorn im Auge. Ausflihrlich diskutiert wurde zudem die politische
Position des Tessiners. Das Parlamentarierrating der NZZ zeigte, dass er seit seinem
Amtsantritt als Fraktionsprasident der FDP vom linken Rand der Partei leicht in die
Mitte gerlckt war. Insbesondere die SVP betrachtete Cassis freilich als den ihr am
néchsten stehenden der drei Kandidierenden. Letztlich gab es aber kaum etwas, was
die ,occasione d'oro per il Ticino” (CdT) behindert hatte. Die zahlreichen giftigen
Angriffe auf die Gesundheitspolitik von Cassis konnten ihm scheinbar nichts anhaben.
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Auch seine doppelte Nationalitdt bzw. der Umstand, dass er seinen italienischen Pass
abgab und damit zwar Applaus von rechts, aber auch Kritik von links erhielt und eher
unfreiwillig eine Debatte um die doppelte Nationalitdt von Mitgliedern von
Bundesbehoérden lancierte - diskutiert wurde sogar die Frage, ob man als Doppelbirger
loyal sein kdnne -, schadete dem Sltidschweizer nicht.

Der grosse Trumpf von Isabelle Moret sei, dass sie eine Frau sei, war den Medien zu
vernehmen. Die dezidiert bdlrgerlich politisierende 46-Jahrige spreche drei
Landessprachen fliessend, sei gut vernetzt, in den Uber 10 Jahren im Nationalrat aber
kaum aufgefallen. Dies beinhalte immerhin auch, dass sie bisher keine Fehler gemacht
habe (TA). Moret selber betonte von Anfang an, dass .Frausein” kein politisches
Argument sei. Sie wolle lieber mit ihrer Dynamik punkten und frischen Wind ins
Europadossier bringen. Sie betonte allerdings auch, dass sie die erste Mutter mit
Schulkindern in der Exekutive ware. Allerdings hinterliess die Anwaltin laut
verschiedenen Medien in ihrem Wahlkampf keinen Uberzeugenden Eindruck (WW),
wurde von vielen Seiten angegriffen und wirkte ab und zu nicht wirklich souverén (NZz).
Ihr Wahlkampf sei ,ungenlgend” (SGT) und .harzig” (AZ) und wurde gar als chaotisch
bezeichnet (24 Heures).

Pierre Maudet, 39 Jahre alt, wurde als politisches Naturtalent beschrieben. Der forsche
und ambitionierte Regierungsrat habe sich innert kurzer Zeit vom Stadtprasidenten
zum Aushangeschild der Kantonsregierung entwickelt, was ihm auch Vergleiche mit dem
franzdsischen Prasidenten Emmanuel Macron einbringe (AZ). Sein Nachteil sei allerdings
die schwache Vernetzung in Bundesbern. In der Regel wirden die
Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier einen Bundesrat oder eine
Bundesratin aus den eigenen Reihen vorziehen. Sein Wahlkampf wurde hingegen als
exzellent bezeichnet (Blick). Maudet sei vor allem in der Deutschschweiz unterschatzt
worden, was das Beste sei, was einem Politiker passieren kénne (TA). Vor allem
inhaltlich konnte Maudet mit verschiedenen originellen Positionen Uberzeugen: Er
spreche als einziger wirklich .Klartext” (BaZ), gelte in der Europafrage aber als EU-Turbo
(WW), was ihn bei der Ratsrechten wohl Stimmen kosten werde.

Die ~Kampagne” vor den Bundesratswahlen - eigentlich ein Unding, wenn man
bedenkt, dass der Bundesrat von der Vereinigten Bundesversammlung und nicht von
der Bevolkerung gewéhlt wird — nahm ein Ausmass an, das angesichts der Ausgangslage
erstaunte. Da die Bundesratswahlen eine in der Schweizer Politik eher seltene Chance
flr eine Personalisierung der Politik bieten, liefen die Medien auf Hochtouren. In der
APS-Zeitungsdokumentation finden sich von Burkhalters Ricktrittsankiindigung Mitte
Juni bis Ende September mehr als 800 Zeitungsartikel zum Thema Bundesratswahlen.
Die FDP selber trug freilich mit geschicktem Politmarketing das lhre dazu bei, dass die
Berichterstattung am Kochen blieb. Mit einer FDP-Roadshow tingelten die
Kandidierenden durch die Schweiz.  Zahlreiche @ Homestories, Lifechats,
Bevolkerungsbefragungen und gar graphologische Gutachten fanden den Weg in die
Presse. Inhaltlich ging es letztlich primar um die Frage, ob die Vertretung der
Sprachregion oder die Vertretung der Frauen héher gewichtet werden soll. Oder mit
anderen Worten: ob die 20 Jahre Bundesrat ohne Tessiner oder die 30 Jahre ohne
FDP-Frau beendet werden sollten. Wirklich inhaltliche Diskussionen wurden hingegen
kaum gefuhrt, auch wenn die Aussen- bzw. Europapolitik bzw. der Reset-Knopf, den
Cassis in den Verhandlungen mit der EU zu driicken angekundigt hatte, sich angeboten
hatten.

Nach der offiziellen Bekanntgabe des Dreiertickets standen am 12. und am 19.
September die Hearings auf dem Programm, womit auch die anderen Parteien wieder
stéarker in den medialen Fokus gerieten. Den Auftakt machte die SVP, deren
Parteiprasident Albert Rosti die beiden Romand.e.s stark kritisierte und sich frih fir
Cassis aussprach. Wichtigstes Kriterium fur die Volkspartei sei die Haltung zum
Rahmenabkommen mit der EU. Allerdings wurde gemutmasst, dass die Bauern in der
SVP-Fraktion wohl eher auf Moret setzen wirden, da diese mehr Sympathien fir die
Anliegen der Landwirtschaft gezeigt habe. Unzufrieden mit dem Dreierticket zeigte sich
die SP: ,Zwei Super-Lobbyisten und ein Hardliner in der Aussenpolitik” weckten keine
Begeisterung (SP-Fraktionsprasident Roger Nordmann in der BZ). Inhaltliche Kriterien
stellten die Genossen aber - wie auch die CVP und die GP - nicht auf. Der CVP-
Parteiprasident Gerhard Pfister hatte sich allerdings ebenfalls schon friuh fur die
Anspruche des Tessins, also fur Cassis, ausgesprochen. Dieser sei allerdings flr einige
CVP-Mitglieder zu weit rechts, mutmasste die Zeitung LeTemps. Nach den Hearings
zeigten sich die Parteien zwar noch bedeckt - mit Ausnahme der SVP, die demonstrativ
fur Cassis Stellung bezog -, die Favoritenrolle des Tessiner Kandidaten schien sich
allerdings noch einmal verstarkt zu haben. Maudet schien hingegen eher nicht auf
Wohlwollen gestossen zu sein. Die SP und die CVP konnten sich nicht auf einen der drei
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Kandidierenden einigen und gaben entsprechend keine Wahlempfehlung ab - anders
als die FDP- und die GLP-Fraktion, die alle drei Kandidierenden empfahlen, die SVP-
Fraktion, die sich fur Cassis aussprach, die GP-Fraktion, die Moret empfahl, und die
BDP-Fraktion, die Maudet auf den Schild hob.

Kurz vor der Ersatzwahl bilanzierte die WOZ die vorherrschende Meinung, dass sich
grundsétzlich keine Uberraschung abzeichne: Die Bundesratswahlen hatten bisher viel
Tamtam, aber nur wenig Spannung verheissen. Mit der Diskussion verschiedener
Szenarios versuchten die Medien dieser Spannungslosigkeit entgegenzuwirken. Drei
Méglichkeiten, Cassis zu verhindern, seien denkbar: Isabelle Moret kénne dank ihrem
Frauenbonus und der Unterstltzung aller Bauernvertreter sowie mit Hilfe der Stimmen
all jener Parlamentarierinnen und Parlamentarier, welche die Frauenfrage mdglichst
rasch klaren wollten, gewinnen; ein Sieg von Pierre Maudet ware dann maglich, wenn
sich die Mehrheit der Bundesversammlung von seinen Fahigkeiten Uberzeugen liesse.
Dies sei durchaus moglich, wenn es ab dem dritten Wahlgang zu einem Zweikampf
zwischen Cassis und Maudet kommen wirde. Ins Spiel gebracht wurde mit Laura Sadis
auch eine Sprengkandidatin, die vor allem bei der Linken auf Unterstitzung zahlen
konnte. Roger Nordmann gab zu Protokoll, dass die Tessinerin in der Tat die Synthese
der drei aktuell Kandidierenden gewesen ware: ,Elle a une expérience d’exécutif, elle
est italophone et elle a la capacité d’étre une femme” (LT). Die Lust der SP auf
Experimente halte sich allerdings in Grenzen.

Die Ersatzwahl am 20. September war schliesslich noch weniger spannend, als von den
zahlreichen Medien vor Ort beflrchtet worden war. Schon im zweiten Wahlgang wurde
Ignazio Cassis zum 87. Bundesrat gewahlt und zum Nachfolger von Didier Burkhalter
geklrt. Der achte Bundesrat aus dem Kanton Tessin hatte bereits im ersten Wahlgang
109 Stimmen erhalten, damit allerdings das absolute mehr von 122 Stimmen verfehlt.
Weil die Basler Nationalratin Sibel Arslan (basta, BS) im ersten Durchgang fehlte, waren
lediglich 245 Wahlzettel eingegangen. Die Baslerin erklarte ihr Fernbleiben als stillen
Protest gegen den Rucktritt von Bundesrat Burkhalter, dessen Abschiedsrede sie
bewegt habe. Wie erwartet splitteten sich die Stimmen flr Maudet (62 Stimmen) und
Moret (55 Stimmen) auf. Diverse erhielten 16 Stimmen und drei Stimmzettel waren leer
geblieben. Weil von den Diversen niemand zehn Stimmen erreicht hatte, wurden keine
Namen genannt. Ob also beispielsweise Laura Sadis im Rennen war oder nicht, wird das
Geheimnis des Stimmbdros bleiben. Im zweiten Umgang fielen zahlreiche Stimmen fir
Moret auf Cassis. Die 125 Stimmen reichten dem Tessiner knapp fur die absolute
Mehrheit. Maudet konnte zwar noch einmal zulegen und erhielt 90 Stimmen, dies
reichte allerdings nicht fur einen dritten Wahlgang. Moret ihrerseits erhielt lediglich
noch 28 Stimmen. Eine Stimme entfiel auf Diverse und zwei Stimmzettel blieben erneut
leer - wahrscheinlich stammten sie von den beiden Lega-Parlamentariern, die zwar flr
eine Tessiner Vertretung waren, nicht aber fur Cassis stimmen wollten.

In den Medien wurde gemutmasst, dass vor allem die Stimmen der SVP entscheidend
gewesen seien, von denen im ersten Durchgang vereinzelte noch an Moret gegangen,
dann aber geschlossen fur Cassis eingelegt worden seien. Weil Moret im ersten
Wahlgang auch von ihrer eigenen Partei zu wenig Unterstitzung erhalten habe, hatte
die SP im zweiten Wahlgang umgeschwenkt und ziemlich geschlossen fir Maudet
gestimmt, um die Wahl von Cassis zu verhindern. Den Namen Moret héatten lediglich
noch die Grinen sowie einige Ratsmitglieder aus der BDP, der CVP, der GLP und der
SVP auf den Wahlzettel geschrieben.

Cassis erklarte die Annahme der Wahl und bedankte sich bei allen Ratsmitgliedern,
auch bei denen, die ihm die Stimme verwehrt hatten. Man kénne anderer Meinung sein,
letztlich wirden aber alle die gleichen Ubergeordneten Ziele fur die Schweiz anstreben.
Freiheit sei auch immer die Freiheit der anders Denkenden, zitierte er Rosa Luxemburg,
womit er vor allem die Ratslinke Gberraschte und sichtlich erfreute. Er verspreche vor
allem seiner Frau, der Gleiche zu bleiben wie vor der Wahl. Er fihle sich vor allem der
Kollegialitat verpflichtet und werde als Brlickenbauer die ganze Schweiz vertreten.
Bereits um 9.30 nahm die Sitzung mit der Vereidigung des neuen Bundesratsmitglieds
ihr Ende.

Die Regionen- und Sprachenfrage sei letztlich starker gewichtet worden als die
Frauenfrage, so die Bilanz in den Medien am Tag nach der Wahl. ,E la Svizzera e piu
svizzera”, die Schweiz sei wieder ein bisschen mehr Schweiz, titelte der Corriere del
Ticino. Die Wahl von Cassis sei keine Uberraschung und Maudet habe eine ehrenvolle
Niederlage eingefahren, so die ziemlich einhellige Meinung in den Deutsch- und
Westschweizer Medien. Vor wenigen Wochen hatte niemand in Bundesbern den Genfer
gekannt und jetzt habe er 90 Stimmen erhalten. Allerdings zeige seine Nichtwahl auch
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die Schwierigkeiten fir einen Kandidierenden, der nicht der Bundesversammlung
angehort. Fur Moret hingegen, sowie fur die Vertretung der Frauen im Bundesrat im
Allgemeinen, sei der Ausgang der Wahlen eine Schmach. Verschiedene Politikerinnen
kritisierten, dass das Beispiel Moret gezeigt habe, dass an Frauen wesentlich héhere
Massstabe gesetzt wlirden als an Manner. Die SP habe Cassis nicht verhindern kénnen
und musse sich nun Vorwdrfe gefallen lassen, weshalb sie auf Maudet gesetzt und so die
Vertretung der Frauen hintergangen habe. Die SP wies die Kritik allerdings an die FDP
zurlick: Ware Laura Sadis portiert worden, hatte die SP sie unterstitzt. Wahrend sich
die Rechte auf einen Mitte-Rechts-Bundesrat freute - Cassis wisse, wem er seine Wahl
zu verdanken habe, liess sich SVP-Préasident Rosti nach der Wahl zitieren -, winkte die
Linke ab: Es mussten auch im neuen Gremium nach wie vor unterschiedliche
Koalitionen geschmiedet werden, so etwa SP-Parteiprasident Christian Levrat. Die WOZ
beflirchtete allerdings eine Zunahme der Polarisierung. Mit der Wahl von Cassis sei die
Kirche aber wieder im Dorf und die Sprachenfrage flr eine Weile geregelt. Jetzt
mussten die Regionen wieder besser vertreten werden - so der Tenor vor allem aus der
Ostschweiz. Verschiedene Politikerinnen forderten zudem eine adaquatere Vertretung
von Frauen. Die Idee einer parlamentarischen Initiative, mit der eine angemessene
Frauenvertretung in der Verfassung festgeschrieben werden soll, verdichtete sich. Die
FDP-Frauen forderten zudem bei der nachsten FDP-Vakanz ein Frauen-Zweierticket.

Uber die nach der Ersatzwahl anstehende Departementsverteilung war bereits friih
spekuliert worden. Insbesondere Alain Berset waren Ambitionen auf das frei gewordene
EDA nachgesagt worden. Allerdings hatte der Departementswechsel von Berset einen
unangenehmen Beigeschmack gehabt, weil kurz nach der Departementsverteilung die
Abstimmung zur Altersreform 2020 anstand, fir die Berset mit Herzblut geworben
hatte. Der Wechsel ins Aussendepartement hatte von der Stimmbevdlkerung als Flucht
interpretiert werden  kénnen. Der Bundesrat solle deshalb mit der
Departementsverteilung warten, forderte der ehemalige SVP-Prasident Toni Brunner
(svp, SG) kurz vor den Bundesratswahlen in der Presse. Wenn nadmlich die AHV-Vorlage
verloren ginge, wéare Berset nicht mehr der richtige Innenminister. Ende September
kam es dann aber schliesslich zur mehrheitlich erwarteten Departementsverteilung. Das
freie EDA wurde vom neuen Kollegiumsmitglied Ignazio Cassis Ubernommen. Er setzte
damit eine eigentliche Tradition fort, da Tessiner Bundesrate sehr haufig als
Aussenminister amteten. Die Italianita und seine Vielsprachigkeit durften Vorteile des
neuen EDA-Chefs sein. Mit ein Grund dafir, dass sonst alles beim Alten blieb, durfte
auch die im Vorfeld der Bundesratswahl gemachte Aussage von Cassis gewesen sein,
dass es vielleicht nicht gut sei, wenn er mit seinen Verbindungen das Innendepartement
Ubernehmen wurde. Cassis werde als Aussenminister ,der bessere Burkhalter” sein,
weil er mehr Verstandnis fur die Deutschschweiz habe, besser kommuniziere und mehr
Kampfgeist habe, urteilte der Tages-Anzeiger. Auf ihn wartet nun das komplexe
Europadossier - und zahlreiche Erwartungen von links bis rechts. *

Volksrechte

Schon seit geraumer Zeit schlug sich die SVP mit dem Gedanken herum, eine Initiative
zu lancieren, mit der das Verhaltnis zwischen Landesrecht und Vélkerrecht definiert
werden soll. Bereits 2013 hatte Parteiprasident Toni Brunner (svp, SG) moniert, dass
sich das Bundesgericht immer stérker von internationaler Rechtsprechung beeinflussen
lasse. Ein Positionspapier, in dem die schleichende EntmUlndigung des Schweizer Volkes
kritisiert worden war, hatte in der Folge parteiintern als Grundlage fur die Ausarbeitung
einer Volksinitiative gedient, die Mitte August 2014 mit einer Medienkonferenz
angeklindigt und deren Lancierung Ende Oktober 2014 an der Delegiertenversammlung
beschlossen worden war. Hans-Ueli Vogt (ZH, svp), Kantonsrat aus Zirich und Vater des
Initiativtextes, bemangelte insbesondere, dass das Volkerrecht die Umsetzung
angenommener Volksinitiativen erschwere.

Zu Beginn des Wahljahres, am 10. Méarz 2015, wurde die Unterschriftensammlung fir die
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»
schliesslich mit viel Aufhebens gestartet: Mit Hilfe eines SVP-«Extrablatts», das eine
Auflage von rund 4.2 Mio. Exemplaren hatte, wurde das Begehren von der Volkspartei
lanciert.

Die Regelung des Verhaltnisses zwischen Volker- und Landesrecht war zwar auch im
Parlament aufgrund einiger Vorstdsse diskutiert worden, mit ihrer Idee, das
Landesrecht Uber das Volkerrecht zu stellen und im Falle eines Normenkonflikts
internationale Vertréage neu zu verhandeln oder zu kiindigen und damit notfalls gar die
Kindigung der Europdischen Menschenrechtskonvention in Kauf nehmen zu wollen,
stand die SVP in der Parteienlandschaft allerdings ziemlich alleine auf weiter Flur. *
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Da Initiativen der Beratungskategorie der sogenannten «freien Debatte» zugeordnet
werden, haben grundsatzlich alle Parlamentsmitglieder das Recht auf Wortmeldung. In
den anderen, seit 1990 geltenden Beratungskategorien aussern sich in der Regel -
neben den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesrates - lediglich
Kommissionssprecherinnen und -sprecher, Antragstellerinnen und Antragsteller von
Vorstdssen oder Minderheitsantragen und allenfalls Fraktionssprecherinnen und
-sprecher. Schon friher uferte die freie Debatte bei Volksinitiativen gerne auch in
einem ziemlichen Redemarathon aus, so etwa bei der «No-Billag»-Initiative. Immer
héaufiger wird in solchen Debatten zudem auch das Recht genutzt, Zwischenfragen zu
stellen. So war es auch wenig verwunderlich, dass im Nationalrat nicht weniger als 83
Ratsmitglieder einen Antrag gestellt hatten, um in einem Votum die eigene Position zur
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»
verdeutlichen zu kdnnen. Aufgrund der grossen Zahl an Rednerinnen und Rednern, aber
eben auch aufgrund der zahlreichen vor allem von SVP-Vertreterinnen und -vertretern
gestellten Zwischenfragen dauerte die Debatte schliesslich insgesamt Uber neun
Stunden - auf drei verschiedenen Sessionstage verteilt.

In der Tat stellten die Fraktionsmitglieder der SVP den Hauptharst der Rednerinnen und
Redner, namlich deren 42; von der SP-Fraktion meldeten sich 17 Mitglieder zu Wort, von
der FDP deren acht, von der CVP sieben, von den Grunen vier und von GLP und BDP je
zwei. Nicht weniger als 82 der 102 Zwischenfragen stammten zudem von der Volkspartei
(FDP: 9; SP: 7; BDP: 2; CVP: 1; GP: 1), wobei die SVP-Fraktionsvertreterinnen und
-vertreter sich héaufig auch innerhalb der Fraktion selber befragten, was Roger
Nordmann (sp, VD) zur Zwischenfrage veranlasste, ob es sich hier nicht eher um die
«Selbstbefragungs-Initiative» handle. Den von verschiedenen Ratsmitgliedern
geadusserte Verdacht, dass die Volkspartei versuche, die Ratsabstimmung Uber die
Initiative so zu verzoégern, dass das Begehren nicht bereits im November 2018, sondern
im Wahljahr 2019 an die Urne gelangt - Beat Jans (sp, BS) sprach von «Filibustern» und
Nadine Masshardt (sp, BE) staunte dariiber, dass die SVP so viele Fragen zur eigenen
Initiative habe - konnte die SVP nicht ganz ausrdumen. Freilich kénnen Zwischenfragen
nur gestellt werden, wenn der Ratsprasident oder die Ratsprasidentin - aktuell
Dominique de Buman (cvp, FR) - unmittelbar nach einem Votum die Rednerin oder den
Redner fragt, ob diese oder dieser die Zwischenfrage zulasse. Wird diese Frage
verneint, darf die Zwischenfrage nicht gestellt werden. Die meisten Votantinnen und
Votanten - mit Ausnahme der SVP-Abgeordneten - liessen denn die Zwischenfragen gar
nicht zu. Weil einige darob erzirnte SVP-Zwischenfragerinnen und -frager ihre Frage
trotzdem in den Saal riefen, musste de Buman einige Ermahnungen aussprechen.

Der Verdacht, dass es der SVP mit ihrer Redner- und Zwischenfragestrategie in der Tat
nicht nur um einen Kampf gegen die «Diskussionsverweigerung [...] der
Demokratieabschaffer in diesem Saal» ging, wie sich etwa Roger Képpel (svp, ZH)
echauffierte, sondern um eine Verschleppungstaktik, «damit das Geschaft erst im
Wabhljahr vors Volk kommt», wie Roger Nordmann vermutete, wurde durch einen von
Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) vorgebrachten Ordnungsantrag weiter
erhartet. Die SVP wehrte sich nédmlich dagegen, dass fur den dritten Debattenteil eine
Nachtsitzung anberaumt wurde, was in der Regel nur bei hoher Geschaftslast oder
dringlichen Geschaften erfolge. Mit ihrem Ordnungsantrag wollte die SVP ihr Begehren
zu den normalen Sitzungszeiten weiter beraten, was wohl eine Verschiebung in die
Herbstsession bedeutet hatte. Die Sprecherin des Blros, Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) wies darauf hin, dass mit der Uberdurchschnittlichen Zahl an Rednerinnen und
Rednern das Kriterium der hohen Geschéaftslast sehr wohl erfullt sei. Der
Ordnungsantrag wurde dann mit 121 zu 67 Stimmen abgelehnt. Die 67 Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der Volkspartei.

Auch der am dritten Verhandlungstag gestellte Antrag der SVP, die Anwesenden zu
zédhlen, um das ndétige Quorum nachzuprifen, verhalf nicht wirklich zu einer
Beschleunigung der Debatte. Freilich verliessen zahlreiche Parlamentarierinnen und
Parlamentarier nach dem Drlicken des blauen Knopfes - der der Anwesenheitskontrolle
dient - den Nationalratssaal wieder, was Toni Brunner (svp, SG) derart erzlirnte, dass er
als Antwort auf eine entsprechende Zwischenfrage von Thomas Aeschi von einem
«Kindergarten» sprach und seine Tirade gegen die nicht anwesenden Ratskolleginnen
und -kollegen vom Nationalratsprésidenten erst durch Abschalten des Mikrofons
unterbrochen wurde.

Nebst all diesem Geplankel wurden freilich auch Argumente ausgetauscht. In der Tat
dienen die freie Debatte wie auch die Zwischenfragen ja durchaus auch dazu, den
BUrgerinnen und Blrgern zu zeigen, welche Begrindungen fur den Bezug der
verschiedenen Fronten geltend gemacht werden. Die ab und zu ziemlich emotional, ja
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gar gehassig gefuihrte Debatte - der Sonntags-Blick sprach von einer von der SVP
geplanten und zelebrierten Entgleisung, der Tages-Anzeiger von einem eigentlichen
Politikspektakel und die Aargauer Zeitung warf der SVP vor, statt einer inhaltlichen
Debatte auf Klamauk zu setzen - liess in der Tat deutliche Positionsbezlige erkennen.
Wahrend alle Mitglieder der SVP-Fraktion das Begehren vehement verteidigten, lehnten
alle anderen Fraktionen die Initiative einhellig ab.

Die  Kommissionssprecherin ~ Valérie  Piller  Carrard (sp, FR) und der
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) berichteten, dass alle von der SPK-NR
angehorten Wirtschaftsvertreterinnen und -vertreter sowie sémtliche Rechtsexperten
die Initiative ablehnten. Es werde beflrchtet, dass das Begehren dem
Wirtschaftsstandort Schweiz schade und in juristischer Hinsicht mehr Probleme
schaffe als 16se. In der Kommission sei zudem die Gefahr einer Kindigung wichtiger
Menschenrechtsabkommen, ja gar der Européischen Menschenrechtskonvention,
diskutiert worden. Klar sei einzig, dass bei einem Konflikt zwischen Vélker- und
Landesrecht bestehende Vertrédge neu verhandelt oder gekindigt werden mussten. Wer
allerdings in welchem Verfahren feststelle oder entscheide, wann ein Normenkonflikt
bestehe und wann nicht bzw. wann dieser Konflikt genligend gravierend sei, bleibe
vollig unklar. Dies wirde bei Annahme des Volksbegehrens eine grosse
Rechtsunsicherheit schaffen. Die Kommission empfehle deshalb mit 16 zu 9 respektive
14 zu 11 Stimmen, die Initiative abzulehnen und nicht auf den Gegenvorschlag
einzutreten. Letzterer war von Gerhard Pfister (cvp, ZG) eingebracht worden und
entsprach im Grossen und Ganzen dem schon im Stdnderat gescheiterten Vorschlag
von Andrea Caroni (fdp, AR). Pfister zog seinen Antrag gleich zu Beginn der
nationalratlichen Debatte zurlck, weil die Initianten keinerlei Bereitschaft zeigen
wirden, auf seinen Vorschlag flr eine alternative Losung Uberhaupt einsteigen zu
wollen.

Die Befurworterinnen und Beflrworter der Initiative begrindeten ihr Anliegen mit vier
Hauptargumenten: (I) Die Initiative wolle Rechtssicherheit schaffen, indem die
Hierarchie von Volker- und Landesrecht geklart werde. Dies sei auch angesichts einer
immer stérkeren Einmischung rechtlicher Normen in die Politik (sogenannte
Justizialisierung) von Néten. (Il) Damit werde zudem die (direkte) Demokratie gestarkt
und die Abhéngigkeit vom Ausland gemindert. (Ill) Haufig wurde argumentiert, dass mit
der Initiative nur ein Zustand wiederhergestellt werde, wie er finf Jahre zuvor schon
geherrscht habe. Damit wurde auf ein Bundesgerichtsurteil vom 12. Oktober 2012
rekurriert, mit welchem die Schubert-Praxis faktisch ausser Kraft gesetzt und wodurch
festgelegt worden sei, dass internationales Recht generell nationalem Recht vorgezogen
werden musse. Konkret hatte das Bundesgericht in einem Fall die
Menschenrechtskonvention der Regelung der Ausschaffungsinitiative vorgezogen.
Damit sei die direkte Demokratie gleichsam ausgehebelt worden, so die SVP. Kein
anderer Staat gebe aber internationalem Recht Vorrang vor Landesrecht. (IV) Gewarnt
wurde in diesem Zusammenhang auch vor der Einmischung der EU, die mit dem viel
diskutierten Rahmenabkommen und dem Vorrang von internationalem Recht faktisch
zum «obersten Souveran der Schweizerischen Eidgenossenschaft» werde - so etwa
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Die Schweiz werde zu einer Marionette und Volksentscheide
verkdmen zu einer Art Umfrageergebnis, was letztlich nur noch eine
Scheinselbstbestimmung sei, erklarte Thomas Aeschi. Andreas Glarner (svp, AG)
verklebte sich den Mund mit blauen Klebestreifen, um zu demonstrieren, dass man sich
den Mund verbieten lasse. Roger Képpel warnte gar von einer «kalten Entmachtung des
Volkes» und Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) stellte die Anschuldigung in den
Raum, dass die «sogenannten Volksvertreter im Saal», denen man im Gegensatz zum
Volk nicht vertrauen kénne, dem slssen Gift der Macht verfallen seien, die Souveranitat
des Volkes an sich rissen und ins Ausland verkauften. Dies sei der Untergang der
Schweiz.

Die Gegnerinnen und Gegner des Begehrens betonten neben den bereits von der
Kommission vorgebrachten Argumenten auch den nétigen Spielraum, den Gerichte im
Einzelfall brauchten, der aber mit einer Annahme der Initiative stark eingeschrankt
wirde. Zahlreiche Pladoyers machten sich zudem fir die Menschenrechte stark, die mit
der Annahme einer |Initiative geféhrdet waren, weil die Kindigung der
Menschenrechtskonvention durch die Schweiz einen fatalen Vorbildcharakter héatte.
Balthasar Glattli (gp, ZH) sprach etwa von einer «Antimenschenrechts-Initiative». Das
Volksbegehren stelle die Werte der Schweiz - laut Nadine Masshardt (sp, BE)
«Verlasslichkeit, Stabilitdt und Menschenrechte» - fundamental infrage. Die kleine
Schweiz sei auf Vertragssicherheit und auf Volkerrecht angewiesen, damit sie nicht dem
Recht des Starkeren ausgesetzt sei. Aber wer - so fragte sich Matthias Jauslin (fdp, AG)
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- gehe mit einem unverlasslichen Partner noch einen Vertrag ein? Vélkerrechtliche
Vertrage wirden von der Schweiz freiwillig eingegangen, weil sie von grossem Nutzen
seien, betonte Ruth Humbel (cvp, AG). Die Stimmbevodlkerung werde nicht durch
Voélkerrecht entmachtet, weil wichtige Vertrage ja immer direktdemokratisch legitimiert
seien, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) zu bedenken.

Das Schlussvotum gehorte Justizministerin Simonetta Sommaruga. Sie fihrte aus, dass
sich Souveranitat und globale Vernetzung nicht widersprechen, weil die Schweiz
souveran bestimme, mit wem sie internationale Vertrage abschliesse. Wie diese
Vertrége abzuschliessen seien und dass man sie einzuhalten habe, stehe eigentlich in
der von Volk und Standen abgesegneten Bundesverfassung. Ebenfalls festgehalten sei,
dass es den Gerichten zu Uberlassen sei, bei Normenkonflikten flexibel und pragmatisch
zu entscheiden. Mit der Selbstbestimmungsinitiative wirde dies allerdings auf den Kopf
gestellt. Das Begehren fordere nicht nur, dass Volkerrecht nicht mehr zahlen solle,
sondern dass die Gerichte im Konfliktfall rechtswidrige Entscheide féallen mussten. Die
Neuaushandlung von Vertragen wilrde damit zu einer Obligation und bleibe nicht
Option. Die Initiative, weil sie nur Schwarz und Weiss kenne, zwange die Schweiz in ein
Korsett. Nicht nur die eigene Handlungsfahigkeit wirde eingeschréankt, sondern auch
die Zuverlassigkeit der Schweiz als Vertragspartnerin werde aufs Spiel gesetzt. Zudem
sei die Initiative nicht gentgend deutlich bei der Definition von «Widerspruch». Wann
ein Konflikt zwischen Voélkerrecht und Landesrecht bestehe, wie gross dieser sein
musse und wer dies entscheide, bleibe unklar. Die Justizministerin versuchte auch die
Meinung zu entkraften, dass das Bundesgericht seit 2012 auf die Schubert-Praxis
verzichtet habe; es sei im Gegenteil in mehreren Fallen Bezug genommen worden auf
diese Praxis. Die Schweiz sei erfolgreich, weil sie beweglich und pragmatisch immer
wieder neue Antworten auf neue Herausforderungen gefunden habe. Die im Gegenteil
dazu starre und dogmatische Initiative werde vom Bundesrat deshalb zur Ablehnung
empfohlen.

Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war, stimmten die 67 anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion - einzig Ulrich Giezendanner (svp, AG) war abwesend - flr
und die restlichen 127 bei der Abstimmung anwesenden Nationalratinnen und
Nationalrate gegen Annahme der Initiative. °

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Dés le début du mois de février, les premiéres discussions concernant le maintien de la
clause de sauvegarde pour les pays de I'UE-8 et son éventuelle extension aux pays de
|'UE-17 ont commencé a apparaitre dans les médias. A I'exception de quelques
réticences exprimées par le PLR, la droite s’est montrée relativement favorable a la
clause. Du coté de la gauche, le président du PS, Christian Levrat, a qualifié ces
mesures de «valium pour le peuple ». Sentant la fragilité diplomatique d'une telle
décision, la CPE-CE a préféré s’abstenir, par 7 voix contre 4, de livrer une
recommandation au gouvernement quant a I'éventuelle activation de la clause de
sauvegarde. Entre arguments économiques, insécurité diplomatique face a I'UE ou
encore stratégies en vue des prochaines élections, le Conseil fédéral s’est montré trés
prudent avant de prendre une décision. Alors qu’en décembre 2012, il proposait de
revoter sur I'EEE, le président du PDC Christophe Darbellay (pdc, VS) a changé de
discours peu avant la décision du Conseil fédéral. Lors de I'assemblée des délégués a
Heiden (AR), Christophe Darbellay a déclaré vouloir introduire la clause de sauvegarde
dans le droit permanent. Face a la pression des partis de droite, le Conseil fédéral a
donc reconduit et élargi la clause de sauvegarde le 25 avril de I'année sous revue. Ainsi,
une année apreés avoir activé la clause de sauvegarde envers les pays de I'UE-8, (Estonie,
Hongrie, Lettonie, Lituanie, Pologne, Slovaquie, Slovénie et République Tcheque), le
Conseil fédéral a non seulement déclaré le maintien de cette clause, mais il I'a
également élargie aux ressortissants des Etats de I'UE-17 (Allemagne, Autriche, Belgique,
Chypre, Danemark, Espagne, Finlande, France, Grece, Irlande, lItalie, Luxembourg,
Malte, Pays-Bas, Portugal, Royaume-Uni et Suéde). L'activation de la clause de
sauvegarde envers les pays de I'UE-8 et UE-17 ne concerne que les autorisations de
séjour de catégorie B et est limitée a un an. Les médias ont commenté ces décisions en
supposant que les trois débats a venir sur la politique migratoire - les initiatives
Ecopop et «contre I'immigration de masse », ainsi que l|'extension de la libre
circulation des personnes a la Croatie - avaient certainement pesé en faveur de
|"activation. Bien que le Conseil fédéral ait argumenté que I"élargissement de la clause
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de sauvegarde aux pays de I"'UE-17 avait |'avantage de supprimer la discrimination entre
les ressortissants européens, la réaction de Bruxelles a été ameére. Certains pays de I'UE
ont qualifié cette décision d’« inacceptable ». L'accueil a également été critique dans
les milieux économiques, ces derniers craignant que I'introduction de ces contingents
induise des difficultés a recruter de la main-d’ceuvre qualifiée. Les observateurs ont
également noté que l'introduction de contingents étant limitée aux permis B, le risque
était simplement de voir le nombre de permisL (non-concernés par la clause de
sauvegarde) augmenter drastiquement. °

En 2012, les différents blocages dans le dossier bilatéral avaient amené la Suisse a
présenter une liste de propositions a la Commission européenne afin de régler le
fameux casse-téte institutionnel. Pour rappel, la question institutionnelle fait
référence aux difficultés helvético-européennes a trouver une réponse aux quatre
points suivants: le mécanisme de reprise du droit européen par la Suisse,
I'interprétation du droit communautaire, la surveillance des accords et les regles a
définir en cas de litige. Une partie des difficultés a résoudre ces problémes découle
notamment du refus de la Suisse de se soumettre a une juridiction extérieure et
d’accepter la reprise automatique du droit européen. Les propositions suisses devaient
donc amener des solutions afin de régler les questions institutionnelles qui empéchent
notamment le développement d’accords sectoriels, tels I'accord sur I'électricité ou
|"accord sur I'énergie. La Suisse a notamment proposé de créer une autorité nationale
indépendante pour controler I'application des regles du marché unique, mais le
président de la Commission européenne, Manuel Barroso, a annoncé dans une lettre
adressée a la Confédération que I'UE refuserait de suivre cette piste, un refus
cependant dédramatisé par I'Union elle-méme qui a réaffirmé vouloir continuer le
dialogue afin de trouver une solution bénéfique pour les deux parties. La réponse de
Bruxelles a été suivie d'une visite a Bruxelles du secrétaire d’Etat suisse aux affaires
étrangeres, Yves Rossier. Ce voyage a été I'occasion de discuter de nouvelles pistes
pour sortir du casse-téte institutionnel. Au terme de cette visite, la proposition suisse
d’instaurer un organe de surveillance national a semblé définitivement enterrée et
I'Europe a réaffirmé que tout accés au marché unique dépendrait de la résolution des
questions institutionnelles. Pour ce faire, Yves Rossier a rencontré le directeur général
administratif du service européen d’action extérieure David O’Sullivan dans le courant
du mois de mars. Alors que le différend institutionnel semblait insurmontable, les deux
parties ont annoncé la remise a leurs autorités respectives d'un rapport commun
esquissant trois solutions au terme de leur rencontre. Premierement, les négociateurs
proposent que la Suisse reconnaisse les institutions de I'Espace économique européen
(EEE). La deuxiéme piste porte sur la création de nouvelles institutions. Cependant, ces
deux premieres options créeraient un déséquilibre défavorable a la Suisse, puisque
I'Union ne reconnait que les décisions de la Cour de justice de I'UE. La troisiéme
solution propose le maintien des comités mixtes et autorise les parties a s'adresser a la
Cour de justice de I’'UE pour répondre aux questions d’interprétation du droit. En juin,
le gouvernement a officiellement annoncé vouloir ouvrir les négociations avec I'Union
Européenne pour rénover la voie bilatérale. Pour définir le mandat de négociation, il
s'est basé sur le document préparé par les deux négociateurs et a annoncé vouloir
suivre la voie suivante dans le domaine institutionnel: un maintien des comités mixtes,
tout en permettant a la Cour de Justice de I'UE de délivrer un avis en cas de litige, mais
cet avis n‘aurait pas de force exécutive. Concernant la reprise automatique du droit
européen, le Conseil fédéral a proposé que la reprise se fasse de maniere dynamique,
soit rapide, mais en permettant de respecter le principe du référendum populaire. Le
Conseil fédéral a également rappelé que le mandat de négociation comprendrait des
« lignes rouges », soit des limites a ne pas franchir. Parmi ces lignes rouges, on compte
le refus de la reprise automatique du droit européen, de la directive sur la citoyenneté
européenne ou sur les travailleurs détachés et le refus de limiter les mesures
d’accompagnement ou d’élargir le champ d‘application des accords. L'UDC a
immédiatement qualifié ce mandat de « colonial » et a annoncé qu’elle menerait une
campagne d’information pour dénoncer cet avancement dans les relations helvético-
européennes. La campagne UDC a fait couler de I'encre suite a la comparaison de la
situation actuelle avec celle de la période nazie: « Durant la période nazie, nous avions
un ennemi a l'extérieur, aujourd’hui il est a l'intérieur ». La proposition du Conseil
fédéral a cependant trouvé un écho positif chez son principal destinataire, puisque la
Commission européenne a annoncé étre préte a négocier sur cette troisieme option.
Mais ceci était sans compter sur la polémique des « juges étrangers » qui a rapidement
enflé en Suisse. Plusieurs critiques se sont élevées contre l'incursion des «juges
étrangers » sur le territoire suisse: en reconnaissant I'autorité de la Cour de Justice de
I’'UE, le Conseil fédéral a été accusé d’abandonner la législation suisse aux mains des
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juges européens. Un groupe de quinze professeurs de droit a également critiqué le fait
que 'option de la Cour de I'’AELE n’ait pas été plus étudiée par le gouvernement. Les
doutes des syndicats se sont eux portés sur la jurisprudence de la Cour de Justice. Les
représentants des travailleurs se sont basés sur plusieurs arréts rendus par ladite Cour,
des arréts tranchant en grande majorité en faveur du libre marché et au détriment de la
protection des travailleurs. Au niveau des partis, le mandat n’a pas soulevé un immense
enthousiasme, sans pour autant, a I'exception de I'UDC et de quelques membres du
PDC, étre confronté a d’ameres critiques. Les critiques ont plutot été dirigées vers
Didier Burkhalter qui s’est vu traité de « ministre de I'abandon » poussant la Suisse a
« se plier devant les juges étrangers » par Christophe Darbellay lors de son discours du
ler aolt. Ces attaques n'ont pas déstabilisé le ministre qui a recu un soutien unanime
de la CPE-CE (10 voix contre O, moins 2 abstentions). Quelques jours plus tard, la CPE-
CN a suivi cette décision par 14 voix contre 6 et 2 abstentions. Les voix dissidentes se
sont retrouvées uniquement a I'UDC, ce qui a indiqué un changement de position du
PDC, jusqu’alors tres critique envers le projet de négociation du ministre Didier
Burkhalter. Au mois de décembre, le fameux mandat de négociation a été approuvé par
le gouvernement. ’

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Cet anniversaire a remis |'idée d’intégrer I'EEE sur le tapis. En effet, le président du
PDC, Christophe Darbellay, a suggéré qu’un nouveau vote sur I'EEE pourrait étre une
solution afin de sortir du modele bilatéral qui semble enlisé depuis trop longtemps.
L'idée du valaisan, qualifiée par certains de simple coup médiatique, n'a pas recu le
soutien du gouvernement. ®

Sozialpolitik
Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Nachdem die beiden Kommissionen flir Gesundheit und Soziales im Vorjahr
unterschiedlich entschieden hatten, gelangte die parlamentarische Initiative der SVP-
Fraktion flr eine Verschérfung der Voraussetzungen fiir IV-Rentenbezug fiir Auslander
in der Maisession 2016 in den Nationalrat. Inzwischen hatten sich die
Mehrheitsverhaltnisse in der vorberatenden SGK-NR geandert: Die
Kommissionsmehrheit beantragte, der Initiative keine Folge zu geben, wahrend eine
Minderheit Brunner (svp, SG) sich fir Folge geben aussprach. Zu einer eigentlichen
Debatte kam es nicht: Die Volksvertreter beliessen es bei den Voten des Minderheits-
bzw. Fraktionssprechers und der Mehrheitssprecherin. Brunner erklarte, dass bei
einem generellen Ausldnderanteil von rund 25% in der IV rund 50% der Bezlgerinnen
und Bezuger ausléndischer Nationalitéat seien, was es genauer zu betrachten gelte.
Allféllige Einwande aufgrund von Vertrdgen mit der EU und EFTA, welche einen
Gleichbehandlungsgrundsatz festschreiben, wischte er mit dem Hinweis auf die 2014
angenommene SVP-Einwanderungsinitiative weg: Die entsprechenden Abkommen seien
ohnehin neu zu verhandeln. Zudem wies Brunner auf die nach wie vor schwierige
finanzielle Situation der Invalidenversicherung hin. Die Mehrheitssprecherin Moret (fdp,
VD) hielt entgegen, eine Umsetzung der Forderungen wiirde im besten Fall wirkungslos
bleiben, im schlechtesten Fall jedoch gegen die Personenfreizlgigkeit verstossen. Der
Gleichbehandlungsgrundsatz ~ sei nicht nur ein zentraler Bestandteil des
Personenfreizlgigkeitsabkommens, sondern er sei auch auf den Zugang zu den
Sozialversicherungen voll anwendbar. Eine einseitige Anpassung wirde angesichts der
aktuellen Verhandlungen mit der Europaischen Union eine unndtige Provokation
darstellen. Zudem wdirden die Statistiken klar zeigen, dass die Personenfreizligigkeit
nicht zu einer Zunahme in den Leistungen der IV gefihrt habe, so die
Kommissionssprecherin. Angesichts dieser Argumente empfahl die SGK-NR mit 14 zu 9
Stimmen, die parlamentarische Initiative abzulehnen. Dieser Empfehlung folgte das
Ratsplenum mit 123 zu 67 Stimmen ohne Enthaltung. Alle Fraktionen stimmten
geschlossen, fiir den Vorstoss stimmte einzig die SVP. ?
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Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Im Februar wurde die erweiterte Personenfreiziigigkeit mit der EU vom Volk deutlich
(fast 60% Ja-Stimmen) angenommen. Die SVP hatte als einzige grosse Partei die Nein-
Parole zu der Vorlage ausgegeben. Am Abstimmungstag sprach Parteiprasident Toni
Brunner davon, eine Volksinitiative zur Begrenzung der Personenfreizigigkeit zu
lancieren. Er relativierte dies jedoch spater: Man werde zunachst den
parlamentarischen Weg beschreiten. ™

Mitte Januar zog sich die CVP zu einer Retraite nach Flieli (OW) zurlick, wo Uber die
Europapolitik debattiert wurde. Prasident Darbellay hatte Ende 2012 laut Uber einen
Beitritt zum EWR nachgedacht. Erst Ende Februar kindigten die Christdemokraten
dann an, sich in der Europafrage klarer positionieren zu wollen. Ein EWR-Beitritt wurde
jedoch nicht als Option in Erwagung gezogen. Ein Einbezug von Efta-Institutionen (z.B.
Gerichtshof oder Uberwachungsbehdrde) kénnte aber sehr wohl Bestandteil eines
neuen institutionellen Arrangements mit der EU sein. Auch ein internationales Gericht
fur die Auslegung der zukinftigen bilateralen Vertrage sei denkbar, falls die Schweiz
darin mit einem Richter vertreten wéare. Die CVP rief den Bundesrat zudem auf, die
Ventilklausel zu aktivieren, um ein Zeichen in der Diskussion um die Zuwanderung zu
setzen. An der Delegiertenversammlung Mitte April in Heiden forderte Darbellay gar
eine zeitlich unbefristete Moglichkeit fur die Anrufung einer Ventilklausel, also eine
dauerhafte Moglichkeit der Einschrankung der Zuwanderung aus der EU. Der Parteichef
sprach von einem dauerhaften JVentilklausel-Gesetz", das allerdings
Nachverhandlungen mit der EU hinsichtlich der Personenfreizligigkeit bedingen wurde.
Die Forderung weckte parteiintern Skepsis - Lucrezia Meier-Schatz (SG) sprach von
einer Entfernung von den CVP-Grundwerten. Bei der SVP rief die Forderung hingegen
Befriedigung hervor und wurde sogleich als Unterstltzung der
Masseneinwanderungsinitiative interpretiert, was von der CVP allerdings dementiert
wurde, da die Personenfreizlgigkeit nicht - wie mit der SVP-Initiative - abgeschafft,
sondern fallweise und flexibel ausgesetzt werden solle. Bei der SP und der FDP stiess
die Idee auf Unwillen. "

Gewohnt dezidiert richtete sich die SVP in ihrer Europapolitik gegen alle
Annéherungsversuche an die EU. Der Bundesrat sei mit seinen Vorschlagen zu
institutionellen Fragen bereits im Jahr 2012 viel zu weit gegangen. Die Schweiz sei
jedoch auf keine neuen Abkommen mit der EU angewiesen. Harsch fiel die Reaktion der
Volkspartei denn auch aus, als die EU-Kommission Anfang 2013 vorschlug, Uber eine
Weiterfuhrung der Kohasionszahlungen zu diskutieren. Als der Bundesrat Ende August
ein Mandat zu Verhandlungen mit der EU Uber institutionelle Reformen vorstellte,
sprach Parteiprasident Brunner an der Delegiertenversammlung in Genf von
~Landesverrat™ und ,nétigem Widerstand™. Das Mandat sei nicht nur eine Selbstaufgabe,
mit der fremde Richter akzeptiert wiirden, sondern es k&me einem schleichenden EU-
Beitritt gleich. Der Widerstand musse wie schon vor 20 Jahren gegen den EWR stark
sein und die Krafte geblndelt werden. Ruhiger wurde es im Berichtjahr um die im
Vorjahr von Christoph Blocher angekindigte Anti-EU-Gruppe. Mitte Januar wurde in
der Presse vermeldet, dass das Vorhaben gescheitert sei, weil von den anderen Parteien
zu wenig Sukkurs komme. Man wolle sich deshalb eher auf eine reine SVP-Denkfabrik
konzentrieren. Ende November wurde dann allerdings bekannt, dass die SVP, vor allem
auf Antrieb von Christoph Blocher, mit dem Aufbau von Strukturen fur eine
Kampfgruppe gegen eine allfallige Abstimmung zu neuen Abkommen zwischen der
Schweiz und der EU schon weit fortgeschritten war. Ein entsprechender Verein ,Nein
zum schleichenden EU-Beitritt™ war am 23. Oktober von Christoph Blocher, Ulrich
Schlier und Thomas Aeschi gegrindet worden. Blocher nahm Einsitz im Préasidium.
Bereits seien 40 zivilgesellschaftliche Organisationen beigetreten, darunter auch die
Auns, die im Kampf gegen den EWR-Beitritt in den 1990er Jahren gegriindet worden
war. "
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Rund 800 Parteimitglieder nahmen Ende August 2015 am CVP-Sommerparteitag in Le
Chable (VS) teil und verabschiedeten ein Zukunfts-Manifest. Die extremistische Politik
von links und rechts bringe Wohlstand und Sicherheit in der Schweiz in Gefahr, so
Parteiprasident Darbellay zum Auftakt. Es gelte, den Standort Schweiz zu sichern. Dies
sei nur dank Innovationsférderung - hier forderte die CVP einen Zukunftsfonds - und
einer starken Flachtlings- und Asylpolitik méglich, wobei - dies wurde von Bundesratin
Doris Leuthard betont - vor allem eine verstéarkte Hilfe vor Ort angestrebt werden
musse. Weitere zentrale Forderung des Manifests ist die Regelung des Verhéltnisses der
Schweiz mit der EU. Diese Absicht wurde am Parteitag auch durch zwei Gaste
unterstrichen. Der franzdsische Prasident der Europaischen Volkspartei, Joseph Daul,
sowie der amtierende Aussenminister Osterreichs, Sebastian Kurz, beehrten die
Christlichdemokraten im Wallis.

Konservative und Rechte Parteien

Bei der Parolenfassung Anfang September wurde die Position der BDP gegenuber den
Bilateralen Vertragen mit der EU verdeutlicht. Die Masseneinwanderungsinitiative, bei
der die Delegierten ohne Diskussion einstimmig die Nein-Parole empfahlen, wirde das
Verhaltnis zwischen der EU und der Schweiz auf die Probe stellen. Es gelte sachlich und
nicht emotional zu urteilen, warnte BDP-Parteiprasident Landolt. Nationalratin Ursula
Haller (BE) kritisierte den SVP-Préasidenten Toni Brunner, der den Bundesrat im
Zusammenhang mit dessen Europapolitik als Landesverrater bezeichnet hatte. ™

1) 1. August Ansprache Alain Berset; 1. August Ansprache Alain Berset(2); 1. August Ansprache Didier Burkhalter; 1. August
Ansprache Didier Burkhalter(2); 1. August Ansprache Doris Leuthard; 1. August Ansprache Johann Schneider Ammann; 1.
August Ansprache Ueli Maurer; BaZ, 23.7.15; Blick, TG, 25.7.15; So-Bli, 26.7.15; Blick, LZ, 28.7.15; BLZ, 29.7.15; TG, 31.7.15; SO,
2.8.15; BaZ, Exp, NZZ, 3.8.15

2) Ip. 15.4199; Mo. 16.3719; Blick, NZZ, TA, 20.2.16; So-Bli, 21.2.16; AZ, 26.2.16; NZZ, 8.3.16; NZZ, TA, TG, 11.3.16; SO, 29.5.16;
NZZ, SGT, TA, 11.6.16; Blick, 25.7.16; LZ, 26.7.16; BaZ, 24.8.16; BaZ, TG, WW, 25.8.16; Baz, 31.8., 9.9.16; BaZ, 1.10.16; LZ, NZZ,
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